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A. Problem 

Innerhalb der Gemeinschaft bestehen keine größeren Hinder- 
nisse mehr für die Tätigkeiten, die Geschäftsbanken im Aus- 
land ausüben, welche nach den Vorschriften der Ersten Bank- 
richtlinie von 1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tä- 
tigkeit der Kreditinstitute (77/780/EWG) zu entsprechenden 
Tätigkeiten zugelassen sind. Solche Hindernisse bestehen al- 
lerdings nach wie vor für spezialisierte Hypothekarkreditin- 
stitute, die außerhalb ihres Sitzlandes Hypothekardarlehen 
gewähren oder Mittel aufnehmen wollen. 

Eines der Haupthindernisse für die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr der Kreditinstitute, die 
im Hypothekarkreditgeschäft tätig sind, ergibt sich daraus, 
daß die innerstaatlichen Rechtsvorschriften mehrerer Mit- 
gliedstaaten die Gewährung von Krediten gegen Hypotheken 
auf im Ausland belegene Grundstücke verbieten. 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Richtlinienvorschlag werden alle in- 
stitutioneilen und technischen Vorschriften aufgehoben, die 
die Ausübung des Hypothekarkreditgeschäfts innerhalb der 
gesamten Gemeinschaft für ein Kreditinstitut verhindern 
oder erschweren. 

Der Richtlinienvorschlag sieht grundsätzlich vor, daß die Mit- 
gliedstaaten den Kreditinstituten gestatten, Hypothekarkre- 
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dite gegen Hypotheken auf in einem anderen Mitgliedstaat 
gelegenen Grundstück zu gewähren. 

Der Ausschuß empfiehlt, daß die Liberalisierung des Realkre- 
dits mit einer Koodinierung der einschlägigen Rechtsgrundla- 
gen verbunden wird. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Die Auswirkungen auf öffentliche Haushalte sind unbedeu- 
tend. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag mißt der Förderung der europäischen Integration auch 
im Bereich des Bankenmarktes und speziell im Bereich des Realkredits große 
Bedeutung zu. Er bittet die Bundesregierung, sich bei den Beratungen über den 
Richtlinienvorschlag (Anlage) dafür einzusetzen, daß eine Liberalisierung des 
Realkredits innerhalb der EG mit einer Koordinierung der einschlägigen 
Rechtsvorschriften verbunden wird. Ein Wettbewerb der Systeme sollte erst 
zugelassen werden, wenn 

— die Kapitalverkehrsbeschränkungen auch zur Verwirklichung des Gegensei- 
tigkeitsprinzips auf diesem Gebiet abgebaut, 

— parallel dazu die bankrechtlichen Rahmenbedingungen schrittweise angegli- 
chen und 

— die Grundvoraussetzungen für den Hypothekarkredit sowie die Pfandbriefe 
harmonisiert sind. 


Bonn, den 15. Juli 1985 


Der Finanzausschuß 

Gattermann 

Vorsitzender 


Dr. Kreile 

Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Niederlassungsfreiheit und den freien 
Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des Hypothekarkredits 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 57 Abs. 2 und Artikel 66, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach dem Vertrag ist jede diskriminierende oder 
restriktive Behandlung auf dem Gebiet der Nieder- 
lassung und Dienstleistung, die auf der Staatsange- 
hörigkeit oder Tatsache beruht, daß ein Unterneh- 
men nicht in dem Mitgliedstaat niedergelassen ist, 
in dem die Dienstleistung erbracht wird, seit dem 
Ende der Übergangszeit untersagt. 

Nach dem Vertrag ist jede diskriminierende oder 
restriktive Behandlung auf dem Gebiet der Nieder- 
lassung und Dienstleistung, die auf der Staatsange- 
hörigkeit oder der Tatsache beruht, daß ein Unter- 
nehmen nicht in dem Mitgliedstaat niedergelassen 
ist, in dem die Dienstleistung erbracht wird, seit 
dem Ende der Übergangszeit untersagt. 

Um die effektive Wahrnehmung dieses Rechts für 
Kreditinstitute zu erleichtern, verabschiedete der 
Rat die Richtlinie 77/780/EWG vom 12. Dezember 
1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung der Tätigkeit der Kreditinstitute^), mit der 
eine erste Annäherung der für diese Institute gel- 
tenden Rechtsvorschriften in den Mitgliedstaaten 
erreicht wurde. 

Nach wie vor bestehen jedoch Hindernisse für die 
Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für Kreditinstitute, 
die Hypothekarkreditgeschäfte tätigen. 

Diese Hindernisse ergeben sich einmal aus dem 
Verbot, Kredite gegen Hypotheken auf in einem an- 
deren Mitgliedstaat belegene Grundstücke zu ge- 
währen und zum anderen aus den unterschiedli- 
chen Bedingungen, unter denen diese Kreditinsti- 
tute in den einzelnen Mitgliedstaaten das Hypothe- 
karkreditgeschäft betreiben dürfen. 


1) ABI. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30 


Die Beseitigung dieser Hindenisse kann dadurch 
erreicht werden, daß die Möglichkeit geschaffen 
wird, Hypothekarkredite zu gewähren, die durch in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem Herkunfts- 
land belegene Grundstücke gesichert sind, und Hy- 
pothekarkredite in einem Aufnahmeland entspre- 
chend den im Herkunftsland zulässigen spezifi- 
schen Anleihe- und Darlehenstechniken zu gewäh- 
ren. 

Die Verwirklichung dieser Möglichkeit bedeutet, 
daß die Aufsichtsbehörden den Grundsatz der ge- 
genseitigen Anerkennung der aufsichtsrechtlichen 
Regelungen annehmen, mit denen die Bonität des 
betreffenden Hypothekarkreditinstituts überwacht 
wird. 

Damit die Einführung einer neuen Anleihe- oder 
Darlehenstechnik auf dem Hypothekarkreditmarkt 
eines Mitgliedstaates nicht zu einer Verzerrung der 
Wettbewerbsbedingungen führt, gestattet dieser 
Mitgliedstaat in diesem Falle den in seinem Ho- 
heitsgebiet in irgendeiner Form niedergelassenen 
und im gleichen Bereich tätigen Kreditinstituten, 
Hypothekarkredite unter ähnlichen Bedingungen 
zu gewähren. 

Bis zur vollständigen Liberalisierung des Kapital- 
verkehrs können die Mitgliedstaaten verlangen, 
daß sich bei Hypothekarkreditgeschäften die Ak- 
tiva und Passiva in den einzelnen Währungen ent- 
sprechen; auf jeden Fall müssen sie die Verwen- 
dung von ECU für solche Geschäfte zulassen. 

In jedem Fall erfordert die effektive Ausübung der 
in der Richtlinie genannten Tätigkeiten die Beseiti- 
gung einiger noch bestehender Beschränkungen 
des Kapitalverkehrs; diese Beschränkungen wer- 
den in einer besonderen Richtlinie behandelt. 

Staatliche Interventionen oder sonstige Öffentliche 
Hilfen jeglicher Art im Zusammenhang mit der Ge- 
währung von Hypothekarkrediten sind nicht diskri- 
minierend zu gewähren, damit sie auch für Ge- 
schäfte gelten, die innerhalb des Geltungsbereichs 
dieser Richtlinie getätigt werden. 

Bis zur weiteren Koordinierung der aufsichtsrecht- 
lichen Regelungen werden Zweigstellen von Hypo- 
thekarkreditinstituten mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat von den zuständigen Behörden des 
Aufnahmelandes in enger Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Behörden des Herkunftslandes beauf- 
sichtigt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Fi 386/85 — vom 12. Fe- 
bruar 1985. 
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Für die Beaufsichtigung dieser Kreditinstitute sind 
jedoch entsprechend dem Grundsatz der Beaufsich- 
tigung durch das Herkunftsland bei der Erbringung 
grenzüberschreitender Dienstleistungen die Auf- 
sichtsbehörden des Herkunftslandes zuständig: Das 
Institut, das Dienstleistungen erbringt, hat die im 
Aufnahmeland geltenden Rechtsvorschriften zu be- 
achten, die im Interesse des Allgemeinwohls ge- 
rechtfertigt sind. 

Die Einhaltung dieser Vorschriften ist von der Auf- 
sichtsbehörde des Aufnahmelandes zu überwachen, 
was eine enge Zusammenarbeit zwischen dieser 
Behörde und der zuständigen Behörde des Her- 
kunftslandes zur umfassenden Beaufsichtigung der 
einschlägigen Geschäfte voraussetzt 

In Anbetracht der Tatsache, daß die Aufsichtsbe- 
hörden bei der Überwachung von Geschäften, die 
die Hypothekarkreditinstitute im Ausland tätigen, 
noch nicht über hinlängliche Erfahrung verfügen, 
empfiehlt es sich, ihnen während einer Übergangs- 
zeit die Begrenzung des Volumens dieser Geschäfte 
zu gestatten — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Begriffsbestimmungen und Anwendungsbereich 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Kreditinstitute im Sinne 
der Richtlinie 77/780/EWG, deren Tätigkeit darin 
besteht, Mittel des Publikums in Form von Einlagen 
gegen Ausgabe von Pfandbriefen und rückzahlba- 
ren Anteilen entgegenzunehmen und an das Publi- 
kum durch Grundstückshypotheken gesicherte 
Kredite für den Erwerb oder den Erhalt von Bau- 
grundstücken bzw. Grundstücksrechten an beste- 
henden oder geplanten Gebäuden oder für die Re- 
novierung oder Verbesserung von Gebäuden zu ver- 
geben. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

— Herkunftsland; der Mitgliedstaat, in dem ein 
Kreditinstitut im Sinne von Artikel 1 seinen Sitz 
hat; 

— Aufnahmeland: der Mitgliedstaat, in dem ein 
Kreditinstitut im Sinne von Artikel 1 eine 
Zweigstelle hat oder Dienstleistungen erbringt. 


TITEL II 

Allgemeine Bestimmungen zur Erleichterung 
des Niederlassungsrechts und des freien 
Dienstleistungsverkehrs 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten gestatten den Kreditinstitu- 
ten im Sinne von Artikel 1, durch Hypotheken auf 


in einem anderen Mitgliedstaat belegene Grund- 
stücke gesicherte Kredite zu gewähren. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten beseitigen alle Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften, die es Kreditinstituten im 
Sinne von Artikel 1 mit Sitz in einem anderen Mit- 
gliedstaat schwierig oder unmöglich machen, in ih- 
rem Hoheitsgebiet Hypothekarkredite nach Techni- 
ken zu vergeben, die in ihrem Herkunftsland aus- 
drücklich zugelassen sind, oder ändern solche Be- 
stimmungen dahin gehend, daß solche Techniken 
angewandt werden können. 


Artikel 5 

1. Jeder Mitgliedstaat gestattet in seinem Hoheits- 
gebiet einem Kreditinstitut im Sinne von Arti- 
kel 1 mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat, 
sich Mittel zu beschaffen und sich insbesondere 
vorbehaltlich der Bestimmungen von Absatz 2 
gemäß den in seinem Herkunftsland zulässigen 
Finanzierungstechniken zu refinanzieren, um 
für die in Artikel 1 genannten Zwecke durch Hy- 
potheken gesicherte Darlehen zu gewähren. 

Führt die Einführung solcher neuen Techniken 
in einem Mitgliedstaat zu einer Verzerrung der 
Wettbewerbsbedingungen in diesem Mitglied- 
staat, so gestattet der Mitgliedstaat allen in sei- 
nem Hoheitsgebiet niedergelassenen Kreditin- 
stituten, ähnliche Techniken anzuwenden oder 
gleichwertige Maßnahmen zu ergreifen. 

2. Bis zur weiteren Koordinierung im Zusammen- 
hang mit hypothekarisch gesicherten Pfandbrie- 
fen kann das Aufnahmeland fordern, daß die 
Ausgabe solcher Pfandbriefe in seinem Hoheits- 
gebiet in libereinstimmung mit den einschlägi- 
gen Bestimmungen dieses Mitgliedstaates zu er- 
folgen hat. 


Artikel 6 

Das Aufnahmeland kann verlangen, daß sowohl 
das Anleihe- als auch das Darlehensgeschäft in sei- 
ner eigenen Währung getätigt wird; das betreffende 
Institut kann jedoch wahlweise stets die ECU be- 
nutzen. Das Herkunftsland kann verlangen, daß 
sich die Aktiva und Passiva in jeder nationalen 
Währung entsprechen; das betreffende Institut 
kann nach eigener Wahl die Entsprechung der 
Währungen auch durch Verwendung von ECU er- 
füllen. 

Artikel 7 

Bei staatlichen Interventionen oder sonstiger öf- 
fentlicher Unterstützung jeglicher Art auf dem Ge- 
biet der mit dem Hypothekarkredit zusammenhän- 
genden Tätigkeiten einschließlich dem Sparen bei 
Kreditinstituten im Sinne von Artikel 1 oder der 
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Gewährung von Hypothekarkrediten durch diese 
Kreditinstitute sind für Geschäfte, die innerhalb 
des Geltungsbereichs dieser Richtlinie getätigt wer- 
den, gleichartige nichtdiskriminierende Maßnah- 
men anzuwenden. 


TITEL III 

Bestimmungen über die Niederiassungsfreiheit 

Artikel 8 

Bis die Bedingungen für die Beaufsichtigung 
durch das Herkunftsland erfüllt sind, wird die Auf- 
sicht über jede Form von Niederlassung eines Kre- 
ditinstituts im Sinne von Artikel 1 in einem ande- 
ren Mitgliedstaat durch die Aufsichtsbehörde jenes 
Aufnahmelandes in enger Zusammenarbeit mit der 
Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes wahrge- 
nommen. 


TITEL IV 

Bestimmungen über den freien 
Dienstleistungsverkehr 

Artikel 9 

1. Ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 1, das 
seine Tätigkeiten durch Ausübung des freien 
Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet des Hy- 
pothekarkredits auf das Hoheitsgebiet eines an- 
deren Mitgliedstaats ausdehnen möchte, hat die 
Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes, die die 
Zulassung gemäß Artikel 3 der Richtlinie 
77/780/EWG erteilt hat, davon zu unterrichten. 

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß das an- 
tragstellende Kreditinstitut zusammen mit der 
Mitteilung folgende Angaben zu machen hat: 

a) Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet er 
Dienstleistungen erbringen will; 

b) Art der Geschäfte, die er in dem Hoheitsge- 
biet jenes Aufnahmelandes tätigen will; 

c) allgemeine und besondere Bedingungen, un- 
ter denen Mittel beschafft und Darlehen ge- 
währt werden sollen. 

3. In Fällen, in denen die Aufsichtsbehörde des 
Herkunftslandes die Bonität des betreffenden 
Kreditinstituts bestätigt hat, übermittelt sie in- 
nerhalb von drei Monaten seit der Unterrich- 
tung gemäß Absatz 1 die in Absatz 2 genannten 
Angaben an die Aufsichtsbehörde des Aufnah- 
melandes zusammen mit einer Erklärung, in der 
die finanzielle Situation des Kreditinstituts be- 
wertet wird. 

4. In Fällen, in denen die Aufsichtsbehörde des 
Herkunftslandes es ablehnt, die Bonität eines 
Kreditinstituts zu bestätigen, sind dem Antrag- 
steller innerhalb von drei Monaten nach Ein- 
gang der in Absatz 2 genannten Angaben die 
Gründe der Ablehnung zu nennen. 


5. Bevor das Kreditinstitut seine Tätigkeiten auf- 
nimmt, muß die Aufsichtsbehörde des Aufnah- 
melandes über einen Zeitraum von drei Mona- 
ten nach Eingang der in Absatz 3 genannten An- 
gaben und Erklärung zur Vorbereitung der lau- 
fenden Beaufsichtigung des Kreditinstituts ge- 
mäß Artikel 10 verfügen. 


Artikel 10 

1. Ein Kreditinstitut, das von der Freiheit zur Er- 
bringung von Dienstleistungen im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaates Gebrauch macht, 
hat der Aufsichtsbehörde des Aufnahmelandes 
vierteljährlich über die in dem Aufnahmeland 
getätigten Geschäfte Bericht zu erstatten. 

2. Stellt die Aufsichtsbehörde eines Aufnahmelan- 
des fest, daß ein Institut, das Dienstleistungen in 
seinem Hoheitsgebiet erbringt, die aus Gründen 
des Allgemeinwohls gerechtfertigten, in diesem 
Mitgliedstaat geltenden Rechtsvorschriften 
nicht beachtet, so fordert die Aufsichtsbehörde 
das betreffende Institut auf, der vorschriftswid- 
rigen Situation ein Ende zu setzen. 

3. Kommt das betreffende Institut der Aufforde- 
rung nicht nach, so setzt die Aufsichtsbehörde 
des Aufnahmelandes die Aufsichtsbehörde des 
Herkunftslandes davon in Kenntnis. Die Auf- 
sichtsbehörde des Herkunftslandes trifft die ge- 
eigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß 
das betreffende Institut die vorschriftswidrige 
Situation beendet. Die Art dieser Maßnahmen 
ist der Aufsichtsbehörde des Aufnahmelandes 
mitzuteilen. 

4. Verstößt das Institut trotz der vom Herkunfts- 
land gemäß Absatz 3 getroffenen Maßnahmen 
oder wegen des unangemessenen Charakters 
oder Fehlens solcher Maßnahmen in dem betref- 
fenden Mitgliedstaat weiter gegen die in Ab- 
satz 1 genannten, in dem Aufnahmeland gelten- 
den Rechtsvorschriften, so kann letzteres nach 
Unterrichtung der Aufsichtsbehörde des Her- 
kunftslandes geeignete Maßnahmen ergreifen, 
um weitere Unregelmäßigkeiten zu verhindern; 
soweit dies unbedingt erforderlich ist, kann da- 
bei auch der Abschluß weiterer Hypothekenver- 
träge durch dieses Institut im Wege der Erbrin- 
gung von Dienstleistungen innerhalb seines Ho- 
heitsgebiets untersagt werden. Die Mitgliedstaa- 
ten tragen dafür Sorge, daß in ihrem Hoheitsge- 
biet die für diese Maßnahmen erforderlichen 
Schriftstücke zugestellt werden können. 

5. Maßnahmen, die gemäß Absatz 2, 3 und 4 getrof- 
fen werden, einschließlich von Sanktionen bzw. 
Einschränkungen des Dienstleistungsverkehrs, 
sind ordnungsgemäß zu begründen und dem be- 
treffenden Institut mitzuteilen. Gegen diese 
Maßnahmen können die Gerichte des Mitglied- 
staates angerufen werden, in dem die Behörden 
diese Maßnahmen beschlossen haben. 

6. Bei Widerruf der Zulassung ist die Aufsichtsbe- 
hörde des Aufnahmelandes davon zu unterrich- 
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ten: Diese trifft geeignete Maßnahmen, um den 
Abschluß weiterer Hypotheke nver träge im 
Wege des Dienstleistungsverkehrs im Hoheits- 
gebiet dieses Staates durch das betreffende In- 
stitut zu verhindern. 

7. Alle zwei Jahre unterbreitet die Kommission 
dem Rat einen Bericht über Zahl und Art der 
Fälle, in denen in jedem Mitgliedstaat Be- 
schlüsse über die Nichtbestätigung der Bonität 
gemäß Artikel 9 mitgeteilt oder Maßnahmen in 
Übereinstimmung mit Absatz 4 getroffen wor- 
den sind. Die Mitgliedstaaten arbeiten mit der 
Kommission zusammen und stellen ihr die für 
diesen Bericht benötigten Angaben zur Verfü- 
gung. 


TITEL V 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 


Artikel 11 

Das Aufnahmeland kann während eines Zeit- 
raums von höchstens fünf Jahren nach Bekannt- 


gabe dieser Richtlinie die Geschäfte eines Kreditin- 
stituts auf dem Gebiet des Hypothekarkredits, die 
über Zweigstellen in anderen Mitgliedstaaten oder 
im Wege des Dienstleistungsverkehrs getätigt wer- 
den, auf 25% des gesamten Hypothekarkredits des 
betreffenden Kreditinstituts begrenzen. 


Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie bis zum . . . 
nachzukommen und setzen die Kommission un- 
verzüglich davon in Kenntnis. 

2. Vom Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Richtli- 
nie an teilen die Mitgliedstaaten der Kommis- 
sion den Wortlaut der wesentlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem un- 
ter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Innerhalb der Gemeinschaft bestehen keine größe- 
ren Hindernisse mehr für die Tätigkeiten, die Ge- 
schäftsbanken im Ausland ausüben, welche nach 
den Vorschriften der Ersten Bankrichtlinie von 
1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung der Tätigkeit der Kreditinstitute (77/780/ 
EWG) zu entsprechenden Tätigkeiten zugelassen 
sind. Solche Hindernisse bestehen allerdings nach 
wie vor für spezialisierte Hypothekarkreditinstitu- 
te, die außerhalb ihres Sitzlandes Hypothekardarle- 
hen gewähren oder Mittel aufnehmen wollen. 

Diese Hindernisse sind auf drei Hauptgründe zu- 
rückzuführen: 

1. Schutz der Kapitalmärkte, 

2. zivilrechtliche Unterschiede, 

3. Einwände der Aufsichtsbehörden wegen der von 
den Kreditinstituten im Ausland übernomme- 
nen Risiken. 

Die Richtlinie 77/780/EWG gilt auch für speziali- 
sierte Hypothekarkreditinstitute. Während jedoch 
die übrigen Kreditinstitute inzwischen ungehindert 
im Ausland tätig sein können, ist diese Gruppe von 
Spezialkreditinstituten immer noch auf den heimi- 
schen Markt beschränkt. Dies stimmt nicht mit 
dem Vertrag überein. Diese Situation soll durch die 
vorliegende Richtlinie geändert werden, die durch 
die allgemeinen Regeln des Vertrages über die Nie- 
derlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungs- 
verkehr abgestützt wird. 

Durch den vorliegenden Richtlinienvorschlag wer- 
den alle institutionellen und technischen Vorschrif- 
ten aufgehoben, die die Ausübung des Hypothekar- 
kreditgeschäfts innerhalb der gesamten Gemein- 
schaft für ein Kreditinstitut verhindern oder er- 
schweren. Der Vorschlag dient zur Ergänzung und 
Klärung der Richtlinie 77/780/EWG. Sein Zweck be- 
steht nicht darin, die für den Hypothekarkredit in 
den Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvorschriften 
zu koordinieren, sondern vielmehr die rechtlichen 
Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, daß inter- 
essierte Kreditinstitute in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten das Hypothekarkreditgeschäft durch 
eine Art gegenseitiger Anerkennung der in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten zugelassenen einschlägigen 
Finanzierungstechniken ausüben können. Die 
Schaffung eines europaweiten Hypothekarkredit- 
marktes wird für die Verbraucher von großem prak- 
tischen Nutzen sein, denen eine breite Palette von 
Hypothekarkreditinstrumenten angeboten wird. 
Dies ergänzt in sinnfälliger Weise auch die Bemü- 
hungen der Kommission um ein Europa der Bürger. 
Während das Ziel der Richtlinie 77/780/EWG darin 


bestand, Banken aus den übrigen EG-Ländern die 
Ausübung ihrer Tätigkeit auf der gleichen Grund- 
lage wie den heimischen Banken zu gestatten, sorgt 
die vorliegende Richtlinie dafür, daß die verschie- 
denen Finanzierungs- und Darlehensverfahren auf 
dem Markt gleichrangig angeboten werden kön- 
nen. 

Der Richtlinienvorschlag enthält eine Reihe von 
Grundsätzen, die die Niederlassungsfreiheit und 
den grenzüberschreitenden freien Dienstleistungs- 
verkehr betreffen. Damit die erwähnten Rechte 
auch tatsächlich wahrgenommen werden können, 
müssen die einschlägigen Kreditinstitute in der 
Lage sein, Hypothekarkredite entsprechend den ih- 
nen vertrauten Darlehens- und Anleihetechniken 
zu gewähren. Der vorliegende Vorschlag gestattet 
diesen Kreditinstituten daher, innerhalb der Ge- 
meinschaft Anleihe- und Darlehensgeschäfte ent- 
sprechend den in ihrem Herkunftsland zugelasse- 
nen spezifischen Techniken zu tätigen. 

Das Problem der Niederlassungsfreiheit besteht 
darin, daß die Finanzierungstechnik, die in einem 
Mitgliedstaat durch ein Kreditinstitut eines ande- 
ren Mitgliedstaates eingeführt wird, mit den 
Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes kollidie- 
ren könnte. Daraus ergibt sich das Problem der Un- 
vereinbarkeit spezifischer Finanzierungstechniken, 
die in einem Mitgliedstaat vielleicht zwingend vor- 
geschrieben, in einem anderen Mitgliedstaat jedoch 
für diese Art von Instituten oder diese Art von Ge- 
schäften verboten sind. 

Die einzige praktische Lösung des Unvereinbar- 
keitsproblems besteht in der gegenseitigen Aner- 
kennung der bestehenden Systeme, ohne sie einan- 
der anzunähern. Gegenseitige Anerkennung bedeu- 
tet, daß jeder Mitgliedstaat den Kreditinstituten ei- 
nes anderen Mitgliedstaates gestattet, ihre eigenen 
heimischen Verfahren auf seinem eigenen Markt 
anzuwenden, selbst wenn diese Verfahren nicht in 
jeder Hinsicht den Regeln des Aufnahmelandes 
entsprechen. 

Eine Annäherung der bestehenden Regelungen 
wäre ein langwieriges und schwieriges Unterfangen 
und im Grunde zwecklos. 

II. Begründung der einzelnen Artikel 
Zu Artikel 1 

In diesem Artikel, der von dem Anwendungsbereich 
handelt, wird der Geltungsbereich der Richtlinie 
auf die Tätigkeiten derjenigen Institute begrenzt, 
die in den Geltungsbereich der Ersten Richtlinie 
von 1977 fallen und die Mittel entgegennehmen und 
Darlehen gewähren, um im Hypothekarkreditge- 
schäft tätig zu werden. Er erfaßt Tätigkeiten, die im 
wesentlichen in der Vergabe hypothekarisch gesi- 
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cherter Kredite für den Bau oder Erwerb von 
Wohngebäuden bestehen. 


Zu Artikel 2 

In diesem Artikel werden die Schlüsselbegriffe 
„Herkunftsland“ und „Aufnahmeland“ der Richtli- 
nie definiert. 


Zu Artikel 3 

Eines der Haupthindernisse für die Niederlassungs- 
freiheit und den freien Dienstleistungsverkehr der 
Kreditinstitute, die im Hypothekarkreditgeschäft 
tätig sind, ergibt sich daraus, daß die innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten 
die Gewährung von Krediten gegen Hypotheken 
auf im Ausland belegene Grundstücke verbieten. 
Der Artikel beseitigt dieses Hindernis und ermög- 
licht die Gewährung von Hypothekarkrediten, die 
durch in einem anderen Mitgliedstaat als dem Her- 
kunftsland belegene Grundstücke gesichert sind. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel soll den Kreditinstituten die Mög- 
lichkeit geben, in anderen Mitgliedstaaten Hypo- 
thekarkredite nach den in ihrem Herkunftsland zu- 
lässigen Finanzierungstechniken zu vergeben. Die- 
ser Artikel ist ein Kernstück der Richtlinie. Wenn 
Niederlassungsfreiheit und freier Dienstleistungs- 
verkehr überhaupt einen Sinn haben sollen, dann 
müssen die Hypothekarkreditinstitute in der Lage 
sein, Hypothekarkredite entsprechend ihren übli- 
chen Techniken zu vergeben. 

Vor allem würde es nicht dem Hauptzweck dieser 
Richtlinie dienen, nämlich den Bürgern innerhalb 
der EG ein breiteres Angebot an Finanzierungs- 
möglichkeiten zu bieten. Dies kann nur durch die 
gegenseitige Anerkennung der spezifischen Techni- 
ken der Institute anderer Mitgliedstaaten erreicht 
werden, die diese Institute in die Lage versetzt, ihre 
Tätigkeiten auf die übrigen Mitgliedstaaten auszu- 
dehnen, ohne ihren ursprünglichen Charakter zu 
verlieren. 

Eine solche Entwicklung setzt voraus, daß die natio- 
nalen Aufsichtsbehörden darauf vertrauen können, 
daß die betreffenden Institute ordnungsgemäß zu- 
gelassen sind und ordnungsgemäß beaufsichtigt 
werden. Die Zweigstellen werden hauptsächlich 
durch die Behörden des Aufnahmelandes beauf- 
sichtigt. Allerdings bedarf es einer engen Zusam- 
menarbeit mit den zuständigen Behörden des Her- 
kunftslandes, vor allem wenn es sich um solche 
Aspekte wie die importierten Finanzierungstechni- 
ken handelt. Bei der Erbringung grenzüberschrei- 
tender Dienstleistungen wird das Herkunftsland 
eine wichtige Rolle zu spielen haben. 

Dieser Richtlinienvorschlag wird zu gegebener Zeit 
mit einer besonderen Richtlinie auf der Grundlage 
von Artikel 67 des Vertrags zur Liberalisierung der- 
jenigen Kapitalbewegungen verbunden, die mit den 


in diesem Vorschlag erwähnten Geschäften Zusam- 
menhängen. Bei dem Richtlinienvorschlag für die 
O. f. gern. A. i. W. ist ein ähnliches Verfahren befolgt 
worden^). 

Dies gilt insbesondere für Hypothekarkreditinsti- 
tute im Gegensatz zu Geschäftsbanken, da ein fun- 
damentaler Zusammenhang zwischen der Art der 
Mittelbeschaffung und der Art der Finanzierung be- 
steht, der nicht unterbrochen werden kann, ohne 
die normale Geschäftstätigkeit dieser Institute zu 
gefährden. 

Im Falle einer Niederlassung bedeutet dies einen 
wesentlichen Unterschied zu den Grundsätzen der 
Ersten Richtlinie von 1977, wonach für Zweigstellen 
die Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes gel- 
ten. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel handelt von den Mittelbeschaffungs- 
techniken der Hypothekarkreditinstitute und ver- 
anschaulicht die Passivseite des in Artikel 4 be- 
schriebenen allgemeinen Grundsatzes. 

Nach diesem Artikel können Kreditinstitute aus ei- 
nem anderen Mitgliedstaat sich im Aufnahmeland 
Mittel entsprechend den Techniken des Herkunfts- 
landes beschaffen. Die Kreditinstitute haben nach 
diesem Artikel auch die Möglichkeit, Darlehen in 
einem Mitgliedstaat zu vergeben, die aus Mitteln 
finanziert werden, die in einem anderen Mitglied- 
staat beschafft wurden. Führt die Einführung einer 
in einem anderen Mitgliedstaat zulässigen Mittel- 
beschaffungstechnik zu einer Verzerrung der Wett- 
bewerbsbedingungen auf dem Hypothekarkredit- 
markt eines Aufnahmelandes, so gestattet dieser 
Mitgliedstaat den in seinem Hoheitsgebiet in ir- 
gendeiner Form niedergelassenen und im gleichen 
Bereich tätigen Kreditinstituten, Geschäfte zu ähn- 
lichen Bedingungen zu tätigen. 

In Anbetracht der großen Anzahl hypothekarisch 
gesicherter Wertpapiere, die in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten unter sehr unterschiedlichen Bedin- 
gungen begeben werden, und bis zur weiteren Koor- 
dinierung in diesem Bereich kann jedoch das Auf- 
nahmeland fordern, das solche Pfandbriefe zu den 
Bedingungen der einschlägigen Bestimmungen die- 
ses Mitgliedstaats ausgegeben werden. 

Zu Artikel 6 

Es wird notwendig sein, eine besondere Richtlinie 
zur Liberalisierung der entsprechenden Kapitalbe- 
wegungen zu erlassen, da die betreffenden Trans- 
aktionen in einigen Mitgliedstaaten immer noch de- 
visenrechtlichen Beschränkungen unterliegen. In 
der ersten Stufe kann das Aufnahmeland verlan- 
gen, daß sowohl das Anleihe- als auch das Darle- 
hensgeschäft entweder in der Währung jenes Lan- 


O. f. gern. A. i. W. : Organismen für gemeinsame Anla- 
gen in Wertpapieren. 

KOM/76/152, geändert durch KOM/77/221. 
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des getätigt wird; das betreffende Institut kann je- 
doch wahlweise stets die ECU benutzen. Das Her- 
kunftsland wiederum kann verlangen, daß sich die 
Aktiva und Passiva in jeder nationalen Wahrung 
entsprechen müssen, um zu vermeiden, daß dem 
seiner Aufsicht unterstellten Institut ein Wechsel- 
kursrisiko entsteht; das betreffende Institut kann 
nach eigener Wahl die Entsprechung der Währun- 
gen auch durch Verwendung von ECU erfüllen. 

Zu Artikel 7 

In diesem Artikel, der mit den Grundsätzen des 
Vertrages übereinstimmt, wird klargestellt, daß der 
Anspruch auf Unterstützung und Beihilfen für be- 
stimmte Sparformen oder Investitionen in Verbin- 
dung mit dem Hypothekarkredit, einschließlich 
steuerlicher Anreize, nicht von Staatsangehörig- 
keitsvoraussetzungen abhängig gemacht werden 
darf. 

Dieser Artikel ist ziemlich allgemein abgefaßt, da 
eine breite Skala einzelstaatlicher Regelungen, Vor- 
schriften und Gesetze davon erfaßt werden muß. 

Zu Artikel 8 

Was die Niederlassung anlangt, so werden Zweig- 
stellen von Hypothekarkreditinstituten mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat von den zuständigen 
Behörden des Aufnahmelandes entsprechend den 
in diesem Lande geltenden Regelungen in enger 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
des Herkunftslandes beaufsichtigt. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über 
die vorherigen Pflichten, die zu erfüllen sind, bevor 
die betreffenden Institute grenzüberschreitende 
Dienstleistungen erbringen können. 

Die Erbringung von Dienstleistungen über die 
Grenzen hinweg wird von einer Mitteilung des be- 
treffenden Instituts an die gleiche Behörde des Her- 
kunftslandes abhängig gemacht, die die allgemeine 
Zulassung zur Ausübung der Geschäftstätigkeit er- 
teilt hat. Das betreffende Institut muß dieser Be- 
hörde mitteilen, in welchem Mitgliedstaat es 
Dienstleistungen erbringen will, welche Art von Ge- 
schäften es tätigen will und unter welchen Bedin- 
gungen Mittel beschafft und Darlehen gewährt wer- 
den sollen. 

Hat die Aufsichtsbehörde nach Eingang dieser In- 
formationen die Bonität des betreffenden Instituts 
beurteilt, so übermittelt sie der Behörde des Auf- 
nahmelandes eine Erklärung, in der die finanzielle 
Situation dieses Instituts bestätigt wird, zusammen 
mit den relevanten Angaben. Nach Eingang all die- 
ser Unterlagen müssen die Aufsichtsbehörden des 
Aufnahmelandes über eine gewisse Vorbereitungs- 
zeit verfügen, bevor das betreffende Institut seine 
Tätigkeit in jenem Lande aufnehmen kann. 

Hält die zuständige Aufsichtsbehörde die Bonität 
eines Instituts nicht für ausreichend, um die grenz- 


überschreitende Erbringung von Dienstleistungen 
zuzulassen, so stehen diesem Institut angemessene 
Rechtsmittel zur Verfügung. 

Zu Artikel 10 

Die Hauptrolle bei der Beaufsichtigung des grenz- 
überschreitenden Dienstleistungsverkehrs spielen 
entsprechend dem Grundsatz der Kontrolle durch 
das Herkunftsland die Behörden des Herkunftslan- 
des. Allerdings hat die Aufsichtsbehörde des Auf- 
nahmelandes dabei ein wichtiges Mitspracherecht. 
Das betreffende Institut muß den zuständigen Be- 
hörden des Aufnahmelandes regelmäßig über seine 
Geschäftstätigkeit in jenem Lande Bericht erstat- 
ten. 

Das Institut, das in diesem Rahmen Dienstleistun- 
gen erbringt, muß Rechtsvorschriften beachten, die 
im Aufnahmeland aus Gründen des Allgemein- 
wohls gerechtfertigt sind und dies jedenfalls inso- 
weit, als das betreffende Institut nicht im Her- 
kunftsland bereits ähnlichen Bestimmungen unter- 
liegt. Für die Durchsetzung dieser Vorschriften ist 
die Aufsichtsbehörde des Aufnahmelandes zustän- 
dig, was eine enge Zusammenarbeit zwischen die- 
ser Behörde und der zuständigen Behörde des Her- 
kunftslandes erfordert, damit eine umfassende Be- 
aufsichtigung der einschlägigen Geschäfte gewähr- 
leistet ist. 

Nach diesem Artikel hat die Aufsichtsbehörde des 
Aufnahmelandes gegenüber einem Kreditinstitut, 
das gegen lokale Vorschriften verstößt, die aus 
Gründen des Allgemeinwohls gerechtfertigt sind, 
die Möglichkeit, dieser Situation ein Ende zu set- 
zen. Die Behörden des Aufnahmelandes werden das 
betreffende Institut in diesem Falle bei den Behör- 
den des Herkunftslandes anzeigen müssen, die ver- 
pflichtet sind, notfalls geeignete Abhilfemaßnah- 
men zu treffen. Verstößt das betreffende Institut 
weiterhin gegen die erwähnten Rechtsvorschriften, 
so können die Behörden des Aufnahmelandes nach 
Unterrichtung der Behörden des Herkunftslandes 
alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um weitere 
Unregelmäßigkeiten zu verhindern. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel gibt den Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit, die über eine Zweigstelle oder im Wege des 
grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs 
nach den Regeln des Herkunftslandes getätigten 
und von den Aufsichtsbehörden des Herkunftslan- 
des beaufsichtigten Hypothekargeschäfte für eine 
gewisse Zeit zu begrenzen. Da die Aufsichtsbehör- 
den nicht über eine ausreichende Erfahrung bei der 
Beaufsichtigung des Auslandsgeschäfts von Kredit- 
instituten verfügen, die im Bereich des Hypothekar- 
kredits tätig sind, empfiehlt es sich, ihnen während 
einer Übergangszeit die Begrenzung des Volumens 
dieser Geschäfte zu gestatten. 

Zu Artikel 12 und 13 

Hierbei handelt es sich um Standardbestimmun- 
gen. 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Kreile 


Die in der Anlage wiedergegebene Vorlage wurde 
gemäß Nummer 15 der Sammelüberweisung von 
EG-Vorlagen vom 28. Februar 1985 — Drucksache 
10/2952 — zur Federführung an den Finanzaus- 
schuß und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wirtschaft überwiesen. Beide Ausschüsse haben am 
26. Juni 1985 über die Vorlage beraten. Der mitbera- 
tende Ausschuß hat mit großer Mehrheit die vom 
Finanzausschuß übernommene Entschließungs- 
empfehlung vorgeschlagen. 

1. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Eines der Haupthindernisse für die Niederlassungs- 
freiheit und den freien Dienstleistungsverkehr der 
Spezialkreditinstitute, die im Hypothekarkreditge- 
schäft tätig sind, ergibt sich daraus, daß die inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften mehrerer Mitglied- 
staaten die Gewährung von Krediten gegen Hypo- 
theken auf im Ausland belegene Grundstücke ver- 
bieten. Gründe hierfür sind vor allem die Unter- 
schiede im Zivilrecht, welche die Besicherung und 
die Vollstreckung bei ausländischen Grundstücken 
erschweren, aber auch die unterschiedliche Siche- 
rungswirkung der Grundpfandrechte in den ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten. Weitere Hindernisse 
liegen in devisenrechtlichen Bestimmungen, dem 
Wechselkursrisiko und bankaufsichtsrechtlichen 
Problemen. 

Die :-.G-Kommission verfolgt mit ihrem Richtlinien- 
vorschlag hauptsächlich das Ziel, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, daß inter- 
essierte Kreditinstitute in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten das Hypothekarkreditgeschäft durch 
eine Art gegenseitiger Anerkennung der in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten zugelassenen einschlägigen 
Finanzierungstechniken ausüben können. Gegen- 
seitige Anerkennung bedeutet, daß jeder Mitglied- 
staat den Kreditinstituten eines anderen Mitglied- 
staates gestattet, deren heimische Verfahren auf 
seinem eigenen Markt anzuwenden, auch wenn 
diese Verfahren nicht den Regeln des Aufnahme- 
landes entsprechen. 

Der Richtlinienvorschlag sieht daher vor, daß die 
Mitgliedstaaten den Kreditinstituten gestatten, Hy- 
pothekarkredite gegen Hypotheken auf in einem 
anderen Mitgliedstaat belegene Grundstücke zu ge- 
währen. Der Finanzierungstechnik anderer Länder 
entgegenstehende Rechts- und Verwaltungs Vor- 
schriften sollen in den Aufnahmeländern beseitigt 
werden. Auch auf der Passivseite soll den Kreditin- 
stituten ermöglicht werden, sich im Aufnahmeland 
Mittel entsprechend den Techniken des Heimatlan- 
des zu beschaffen (Artikel 3 bis 5). Führt die Aner- 
kennung der jeweiligen Finanzierungstechniken zu 
Wettbewerbsverzerrungen im Aufnahmeland, so 
soll dieser Mitgliedstaat den in seinem Hoheitsge- 


biet niedergelassenen und tätigen Kreditinstituten 
gestatten, ähnliche Techniken anzuwenden (Artikel 
5). Die Kreditinstitute sollen berechtigt sein, sowohl 
für das Anleihe- wie für das Darlehensgeschäft die 
ECU zu benutzen (Artikel 6). Die Aufsicht über Nie- 
derlassungen eines Kreditinstituts soll durch die 
Aufsichtsbehörde des Aufnahmelandes wahrge- 
nommen werden (Artikel 8), während bei grenz- 
überschreitenden Dienstleistungen die Bonität ei- 
nes Kreditinstituts durch die Aufsichtsbehörde des 
Herkunftslandes zu bestätigen ist (Artikel 9). 


2. Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Förderung der europäischen Integration im Be- 
reich des Bankenmarktes und speziell im Bereich 
des Realkredits ist ein Ziel, dem die Bundesregie- 
rung ausdrücklich zustimmt. Schon heute könnten 
deutsche Universalbanken unbeschränkt grenz- 
überschreitend tätig werden. Für die Realkreditin- 
stitute bestünden Sonderregelungen für das Aus- 
landsgeschäft, die im Falle der Hypothekenbanken 
noch nicht ausgeschöpft seien (Kommunalgeschäft, 
Beteiligungen). Das Passivgeschäft dürften alle In- 
stitute auch im Ausland betreiben. 

Das Integrationsziel solle aber nicht auf dem von 
der Kommission vorgeschlagenen Weg des „Wettbe- 
werbs der Systeme“, also durch uneingeschränkte 
Anerkennung aller in der Gemeinschaft existieren- 
der Methoden der Hypothekarkreditvergabe und 
der Refinanzierung, ohne flankierende Harmonisie- 
rungen der unterschiedlichen Rechtssysteme in den 
Mitgliedstaaten angestrebt werden. Eine Verbreite- 
rung des Angebots an Finanzierungsformen, die 
durch die Zulassung der verschiedenen Finanzie- 
rungssysteme zunächst erreicht werden könnte, 
rufe die Gefahr hervor, daß diejenigen Systeme mit 
den geringsten Sicherheitsanforderungen sich 
durchsetzen und die stärker auf Einlegerschutz 
ausgerichteten Systeme verdrängen. Es wäre zu be- 
fürchten, daß der derzeitige hohe Sicherheitsstan- 
dard in der Bundesrepublik Deutschland nicht auf- 
rechterhalten werden könne. Daher sei Vorausset- 
zung eines gemeinsamen Marktes für Hypothekar- 
kredite eine zumindest parallele Harmonisierung 
der Aufsichtsrechte und der Grundvoraussetzungen 
für den Hypothekarkredit sowie des Pfandbrief- 
rechts in den einzelnen Mitgliedsländern. 

Im einzelnen ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung: 

— Der Abbau der Beschränkungen des Kapitalver- 
kehrs solle vorrangig angestrebt werden; ohne 
eine Liberalisierung des Kapitalverkehrs könne 
eine Liberalisierung der Dienstleistungen der 
Banken nicht akzeptiert werden (vgl. Artikel 61 
Abs. 2 EWG-Vertrag). Ein freier Kapitalverkehr 
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sei insbesondere Voraussetzung für eine unge- 
hinderte Emissionstätigkeit von Hypotheken- 
banken im Ausland. 

— Aus Gründen der Wettbewerbsneutralität und 
der Praktikabilität erscheine eine zumindest 
parallele Harmonisierung des Bankaufsichts- 
rechts erforderlich. Auch die Kommission hatte 
bisher die schrittweise Koordinierung des Bank- 
aufsichtsrechts angestrebt und beispielsweise 
eine Sitzlandkontrolle bei ausländischen Nieder- 
lassungen erst nach Harmonisierung des Bank- 
aufsichtsrechts beabsichtigt. Gegen den nun- 
mehr vorgeschlagenen umgekehrten Weg, den 
Markt mit den unterschiedlichsten Finanzie- 
rungstechniken von allen Beschränkungen frei- 
zustellen, bestünden Bedenken. Unterschiedli- 
che Aufsichtsanforderungen führten zu Wettbe- 
werb sver Zerrungen, zur Senkung der Qualität 
der Systeme und zur Gefährdung des Speziali- 
tätsprinzips. Für weniger strenge und den Anle- 
gerschutz weniger berücksichtigende Systeme 
würden sich Wettbewerbsvorteile ergeben. Da 
den Instituten des Aufnahmelandes die „Techni- 
ken“ der Institute anderer Mitgliedstaaten zur 
Verfügung gestellt werden müßten, würde dies 
insgesamt zu einer Absenkung der Qualität der 
Finanzierungssysteme führen. Dabei wären gra- 
vierende Strukturveränderungen zu erwarten; 
die Geschäftsbeschränkungen der Spezialinsti- 
tute könnten nicht mehr aufrechterhalten wer- 
den. 

— Im Interesse der Anleger erscheine eine Harmo- 
nisierung des Pfandbriefrechts sowie der grund- 
pfandrechtlichen Sicherungen erforderlich, wie 
sie im Segre-Bericht 1966 vorgeschlagen wurde. 
Der Pfandbrief als Refinanzierungsinstrument 
und als Anlagepapier werde gefährdet, sofern 
nicht Mindestvoraussetzungen für die Ausgabe 
von Pfandbriefen verbindlich gemacht würden 
(Deckungsprinzip, Beleihungsgrundsätze, Kon- 
kursvorrechte der Pfandbriefgläubiger, Ge- 
schäftsbeschränkungen der Pfandbriefinstitute). 

— Währungs- und Transferrisiken würden durch 
die von der Kommission vorgeschlagene Rege- 
lung nicht ausgeschlossen, auch nicht durch ge- 
sonderte Deckungsmassen für unterschiedliche 
Währungen, Für die Bundesrepublik Deutsch- 
land sei unverzichtbar, daß die Währungskon- 
gruenz der Aktiv- und Passivseiten sicherge- 
stellt sei, was bei Verwendung der ECU beson- 
ders problematisch sei. Nach dem Kommissions- 
vorschlag solle die ECU für Rechtsgeschäfte zwi- 
schen privaten Verwendern einer Währung 
gleichgestellt werden. Damit würden währungs- 
rechtliche Fragen aufgeworfen. Eine Genehmi- 

Bonn, den 15. Juli 1985 


gung gemäß § 3 Abs. 2 Währungsgesetz zum Ein- 
gehen von „ECU-Verbindlichkeiten“ durch Ge- 
bietsansässige gegenüber Gebietsfremden, so- 
fern die Deutsche Mark als Zahlungswährung 
nicht ausgeschlossen sei, werde bisher nicht er- 
teilt. 

— Gemäß Artikel 4 des Richtlinienvorschlags solle 
den Kreditinstituten die Möglichkeit gegeben 
werden, in anderen Mitgliedstaaten Hypothe- 
karkredite nach den in ihrem Herkunftsland zu- 
lässigen Finanzierungstechniken zu vergeben. 
Das kollektive Bausparsystem sei bisher nur in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassen. Es 
eigne sich nicht für eine Ausweitung ins Aus- 
land, da dies zu einer Gefährdung der inländi- 
schen Bausparkollektive führen könne. 

— Bei Einbeziehung der Sparkassen in den An- 
wendungsbereich der Richtlinie würde den 
Sparkassen das Auslandsgeschäft erlaubt. Die 
Aktivgeschäfte der Sparkassen seien jedoch 
durch die Sparkassengesetze der Länder grund- 
sätzlich auf das Gebiet der Träger (kommunale 
Körperschaften) beschränkt. Dies sei Ausfluß 
der kommunalen Selbstverwaltung und der Ent- 
scheidungsfreiheit der Eigentümer. Das Regio- 
nalprinzip könne deshalb nicht zur Disposition 
stehen. 

3. Ausschußempfehlung 

Der Ausschuß hat sich insbesondere mit der Be- 
sorgnis auseinandergesetzt, die Richtlinie führe 
dazu, daß diejenigen Systeme mit den geringsten 
Sicherheitsanforderungen sich durchsetzen und die 
stärker auf Einlegerschutz ausgerichteten Systeme 
verdrängen. Er teilt diese Besorgnis. Der Ausschuß 
ist überdies der Auffassung, daß der Richtlinienvor- 
schlag zwar in einem formalen Sinne den Wettbe- 
werb unter Realkreditinstituten in der Gemein- 
schaft eröffnen würde, daß es zu einem nennens- 
werten realen Wettbewerb unter gleichen Wettbe- 
werbsbedingungen aber nur dann kommen kann, 
wenn die doch sehr verschiedenen und teilweise 
recht schwer verständlichen Rechtsgrundlagen 
etwa der Grundpfandrechte koordiniert würden. 
Der Ausschuß sieht es ferner als eine vordringliche 
Aufgabe an, zunächst einmal die Kapitalverkehrs- 
beschränkungen in der Gemeinschaft zu beseitigen 
und die bankrechtlichen Rahmenbedingungen 
schrittweise anzunähern. 

In dieser Beurteilung stimmt er voll mit dem mitbe- 
ratenden Ausschuß für Wirtschaft überein und gibt 
deshalb dessen Vorschlag für eine Entschließung 
unverändert an das Plenum des Deutschen Bundes- 
tages weiter. 


Dr. Kreile 

Berichterstatter 
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